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Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) stellt am Dienstag, 8. September 2026, vor dem
Bundestag in einer 45-minütigen Rede den Entwurf der Bundesregierung für das Haushaltsgesetz
2027 (21/7300(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) sowie den Finanzplan des Bundes bis
2030 (21/7301(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) vor. Die Vorlagen sollen nach den bis Freitag,
11. September 2026, andauernden Beratungen sämtlicher Einzelpläne des Bundes an den
Haushaltsausschuss überwiesen werden. 

Ausgaben in Höhe von 555,4 Milliarden Euro geplant
Der Entwurf der Bundesregierung sieht für 2027 Ausgaben in Höhe von 555,4 Milliarden Euro vor.
Im Jahr 2026 stehen 524,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Als Investitionen sind 56,3 Milliarden
Euro ausgewiesen (2026: 58,3 Milliarden Euro). Als Verpflichtungsermächtigungen für die
kommenden Haushaltsjahre sind Mittel in Höhe von insgesamt 367,8 Milliarden Euro eingeplant.
48,3 Milliarden Euro davon sollen 2028 fällig werden.

Den Gesamtausgaben stehen Einnahmen in gleicher Höhe gegenüber. Davon entfallen laut Planung
394,7 Milliarden Euro auf Steuereinnahmen (2026: 387,4 Milliarden Euro) und 26,9 Milliarden Euro
auf Verwaltungseinnahmen (2026: 22,9 Milliarden Euro).

Die Nettokreditaufnahme des Kernhaushalts soll um 20,7 Milliarden Euro auf 118,7 Milliarden Euro
steigen. Davon entfallen 33,4 Milliarden Euro auf die nach der regulären Schuldenregel zulässige
Kreditaufnahme, die nach Angaben der Bundesregierung vollständig ausgeschöpft werden soll.
Weitere 85,4 Milliarden Euro sollen über die grundgesetzliche Bereichsausnahme insbesondere für
Verteidigungs- und sicherheitspolitische Ausgaben aufgenommen werden.

Soziales bleibt größter Etat – Verteidigung hat deutlichstes
Plus
Der größte der 25 Einzeletats ist wie in den Vorjahren der Einzelplan des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales. Für 2027 sind im Einzelplan 11 Ausgaben in Höhe von 201,5 Milliarden Euro
eingeplant – 4,1 Millionen Euro mehr als in diesem Jahr. 

Den größten Aufwuchs im Vergleich zu 2026 verzeichnet der Einzelplan 14. Der Etat des
Verteidigungsministeriums steigt um 27,1 Milliarden Euro auf 109,7 Milliarden Euro. Darunter
fallen 55,8 Milliarden Euro für militärische Beschaffungen. Mit 12,7 Milliarden Euro ist der
Haushaltsplan des Bundesministeriums für Verkehr der größte Investitionsetat. Zusätzlichen 17,7
Milliarden Euro (2026: 21,2 Milliarden Euro) für Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur sollen
aus dem Sondervermögen „Infrastruktur und Klimaneutralität“ kommen.
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Finanzplan des Bundes 2026 bis 2030
Im Finanzplan des Bundes 2026 bis 2030 (21/7300(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) sind
Anstiege im Ausgabevolumen geplant. Es soll 2028 bei 588,2 Milliarden Euro, 2029 bei 597,8
Milliarden Euro und 2030 bei 635,4 Milliarden Euro liegen. Gleichzeitig wird mit einem stetigen
Anstieg der Steuereinnahmen gerechnet. Sie sollen 2028 bei 406,4 Milliarden Euro, 2029 bei 416,6
Milliarden Euro und 2030 bei 437,3 Milliarden Euro liegen.

Die Nettokreditaufnahme soll auf 148,8 Milliarden Euro in 2028, 152,0 Milliarden Euro im Jahr 2029
und 16,3 Milliarden Euro im Jahr 2030 steigen. Die Nettokreditaufnahme ohne die im Grundgesetz
verankerte Bereichsausnahme soll von 40,4 Milliarden Euro 2026 auf 33,4 Milliarden Euro 2027 und
15,6 Milliarden Euro 2030 sinken. Nach Angaben der Bundesregierung wird die jeweils zulässige
Nettokreditaufnahme nach der regulären Obergrenze der Schuldenregel in jedem Jahr vollständig
ausgeschöpft. 

Hinzu kommen Kredite zur Finanzierung von Ausgaben insbesondere für Verteidigung, Zivil- und
Bevölkerungsschutz, Nachrichtendienste, IT-Sicherheit und die Unterstützung völkerrechtswidrig
angegriffener Staaten. Diese von der Schuldenregel ausgenommene Kreditaufnahme soll von 85,4
Milliarden Euro 2027 auf 151,8 Milliarden Euro 2030 steigen. Den Anstieg führt die
Bundesregierung im Wesentlichen auf den Hochlauf der Verteidigungsausgaben zurück.

Sondervermögen des Bundes mit eigener
Kreditermächtigung
Zusätzlich zur Nettokreditaufnahme des Bundeshaushalts tritt die Kreditaufnahme von
Sondervermögen des Bundes mit eigener Kreditermächtigung. Dazu gehört das Sondervermögen
Infrastruktur und Klimaneutralität. Für dieses sind 2027 Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt
von rund 54,9 Milliarden Euro vorgesehen. 

Auch das 2022 mit einem Volumen von bis zu 100 Milliarden Euro eingerichtete Sondervermögen
Bundeswehr verfügt über eine eigene Kreditermächtigung. Für 2027 sieht dessen Wirtschaftsplan
Ausgaben von rund 30 Milliarden Euro vor. Nach derzeitiger Planung soll das Sondervermögen
damit Ende 2027 verausgabt sein.

Deutlich steigenden Zinsausgaben des Bundes
Deutlich steigen sollen zugleich die Zinsausgaben des Bundes. Im Kernhaushalt sind dafür 2027
rund 41,9 Milliarden Euro veranschlagt. 2028 sollen es 55,2 Milliarden Euro, 2029 68,1 Milliarden
Euro und 2030 80,7 Milliarden Euro sein. Die Bundesregierung führt den Anstieg wesentlich auf den
höheren Schuldenstand und gestiegene Renditen für Bundeswertpapiere zurück. 

In den Beträgen sind die Zinsausgaben des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneutralität
sowie ab 2028 die Zinszahlungen für die vom Sondervermögen Bundeswehr aufgenommenen
Kredite berücksichtigt. (scr/hau/24.08.2026)
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